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Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung des Zeugnisverweigerungsrechtes 
für MitarbeiterAinnen von Presse und Rundfunk und des entsprechenden 
Beschlagnahmeverbotes auf selbst erarbeitetes Material 


A. Zielsetzung 

Der Beschluß des Bundesverfassungsgerichtes vom 1. Oktober 
1987 (BVerfGE 77, 65 ff.) zur Beschlagnahme von selbst recher- 
chiertem Filmmaterial beim ZDF hat erneut deuthch gemacht, daß 
die vom Gesetzgeber bei der Einräumung eines Zeugnisverweige- 
rungsrechts für Joumahsten in § 53 Abs. 1 Nr. 5 StPO vorgenom- 
mene Unterscheidung zwischen von dritten Personen stammenden 
und selbst erarbeiteten Unterlagen allein kein sachgerechtes Kri- 
terium zur Lösung des Spannungsverhältnisses zwischen der 
Presse- und Rundfunkfreiheit einerseits und den Belangen einer 
funktionsfähigen Strafrechtspflege andererseits darstellt. Die der- 
zeitige Gesetzeslage birgt die in der Vergangenheit bereits wie- 
derholt aufgetretene Gefahr in sich, daß die Arbeit von Presse, 
Rundfunk imd Fernsehen durch die Beschlagnahme von selbst 
recherchiertem Material imnötigen und vermeidbaren Beeinträch- 
tigungen ausgesetzt wird. 

Die gesetzhche Regelung des Zeugnisverweigerungsrechtes für 
Presseangehörige und des entsprechenden Beschlagnahmeverbo- 
tes erstreckt sich gegenwärtig nur auf periodische Druckwerke 
und Rundfunksendungen. Nicht-periodische Druckwerke und 
Filmberichte werden nicht erfaßt. Dieser Rechtszustand ist unbe- 
friedigend. 


B. Lösung 

Das Zeugnisverweigerungsrecht des nach § 53 Abs. 1 Nr. 5 StPO 
berechtigten Personenkreises wird auf selbst erarbeitetes Material 
erweitert. Hierdurch wird auch das Beschlagnahmeverbot des § 97 
Abs. 5 StPO entsprechend ausgedehnt. Der Zugriff auf selbst erar- 
beitete Unterlagen und ihren Inhalt ist damit grundsätzhch ver- 
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sperrt. Dieser Grundsatz muß allerdings aus verfassungsrechtli- 
chen Gründen in den Fällen der im einzelnen aufgeführten Straf- 
taten sowie dann, wenn im konkreten Fall eine Freiheitsstrafe von 
mehr als einem Jahr droht, eine Ausnahme erfahren. Bei den 
bezeichneten Straftaten handelt es sich entweder um besonders 
schwerwiegende Verletzungen von individuellen Rechtsgütem 
oder um gemeingefährhche oder sozialschädhche Straftaten von 
besonderem Gewicht. Hier muß das Grundrecht der Pressefreiheit 
gegenüber dem Gebot einer wirksamen Strafverfolgung zurück- 
treten. Gleiches gilt, wenn wegen einer anderen Tat eine Freiheits- 
strafe von über einem Jahr zu erwarten ist. Der umfassende Infor- 
mantenschutz bleibt aber auch insofern gewährleistet. 

Der Entwurf bezieht außerdem Filmberichte und bestimmte nicht- 
periodische Druckwerke in die gesetzhche Regelung des Zeugnis- 
verweigerungsrechtes und des Beschlagnahmeverbotes ein. 

Der Entwurf sieht davon ab, das Zeugnisverweigerungsrecht in 
den anderen Verfahrensordnungen ebenfalls auf selbst erarbeitete 
Unterlagen auszudehnen; um einer Umgehung der strafprozes- 
sualen Vorschrift vorzubeugen, schafft er insoweit ein Beweiserhe- 
bungsverbot. 


C. Alternativen 

Beibehaltung des gegenwärtigen unbefriedigenden Rechtszustan- 
des. 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

der Bundeskanzler Bonn, den 27. April 1990 

121 (331) - 430 00 - Str 116/90 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 609. Sitzung am 16. Februar 1990 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Erweiterung des Zeugnisverweigerungsrechtes für MitarbeiterZ-innen 
von Presse und Rundfunk und des entsprechenden Beschlagnahmeverbotes auf 
selbst erarbeitetes Material mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung des Zeugnisverweigerungsrechtes 
für Mitarbeiter/-innen von Presse und Rundfunk und des entsprechenden 
Beschlagnahmeverbotes auf selbst erarbeitetes Material 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung der Strafprozeßordnung 

§ 53 der Strafprozeßordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

„5. Personen, die bei der Vorbereitung, Herstel- 
lung oder Verbreitung von periodischen 
Druckwerken, anderen der Unterrichtung oder 
Meinungsbildung dienenden Druckwerken, 
Filmberichten oder Rundfunksendungen be- 
rufsmäßig mitwirken oder mitgewirkt haben, 
über die Person des Verfassers, Einsenders 
oder Gewährsmannes von Beiträgen, Unterla- 
gen und ihnen im Hinblick auf ihre Tätigkeit 
gemachten Mitteilungen, über deren Inhalt so- 
wie über den Inhalt selbst erarbeiteter Unterla- 
gen; dies gilt nur, soweit es sich um Beiträge, 
Unterlagen und Mitteilungen für den redaktio- 
nellen Teil handelt."' 

2. In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Berechtigung zur Zeugnisverweigenmg über 
den Inhalt selbst erarbeiteter Unterlagen entfällt, 
wenn Gegenstand der Untersuchung 

1. ein Mord, ein Totschlag oder ein Völkermord 
(§§ 211, 212, 220a des Strafgesetzbuches), 

2. eine beabsichtigte schwere Körperverletzung 
oder eine Körperverletzung mit Todesfolge 
(§§ 225, 226 des Strafgesetzbuches), 

3. ein besonders schwerer Fall des sexuellen Miß- 
brauchs von Kindern, ein sexueller Mißbrauch 
von Kindern mit Todesfolge, eine Vergewalti- 
gung oder eine sexuelle Nötigung (§176 
Abs. 3 und 4, §§ 177, 178 des Strafgesetzbu- 
ches), 

4. ein Menschenhandel (§ 181 des Strafgesetzbu- 
ches), 

5. eine Straftat gegen die persönhche Freiheit in 
den Fällen der §§ 234, 234 a, 239 a, 239 b des 
Strafgesetzbuches, 

6. ein Raub in den Fällen der §§ 250, 251 oder 
eine räuberische Erpressung nach § 255 in Ver- 
bindung mit §§ 250, 251 des Strafgesetzbu- 
ches, 


7. eine gemeingefährhche Straftat in den Fällen 
der §§ 306, 307, 310b Abs. 1 bis 3, § 311 Abs. 1 
bis 3, § 311a Abs. 1 bis 3, §§ 311b, 312, 315 
Abs. 3, § 315b Abs. 3, §§ 316a, 316c, 319 des 
Strafgesetzbuches, 

8. eine schwere Umweltgefährdung oder eine 
schwere Gefährdung durch Freisetzen von Gif- 
ten (§ 330 Abs. 1 bis 4, § 330 a Abs. 1 des Straf- 
gesetzbuches), 

9. eine Straftat des Friedensverrats, des Hochver- 
rats, des Landesverrats oder der Gefährdimg 
der äußeren Sicherheit in den Fällen der §§ 80, 
81 bis 83, 94 bis 96, 97 a, 100 des Strafgesetz- 
buches, 

10. eine Straftat gegen die öffentiiche Ordnung in 
den Fällen der §§129 bis 130 des Strafgesetz- 
buches, 

11. eine Straftat nach §52a Abs. 1 bis 3, §53 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2, Satz 2 des Waffengeset- 
zes oder nach § 16 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes 
über die Kontrolle von Kriegswaffen, 

12. eine Straftat nach § 29 Abs. 3 Nr. 1, 4 oder § 30 
Abs. 1 Nr. 1, 2 oder eine gewerbsmäßig oder 
als Mitglied einer Bande begangene Straftat 
nach § 30 Abs. 1 Nr. 4 des Betäubungsmittel- 
gesetzes, 

13. eine gewerbsmäßige Hehlerei (§ 260 des Straf- 
gesetzbuches) oder 

14. eine Straftat, wegen der eine Freiheitsstrafe 
von mehr als einem Jahr zu erwarten ist, 

ist und die Erforschung des Sachverhalts oder die 
Ermittlung des Aufenthaltsortes des Beschuldigten 
auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich er- 
schwert wäre. " 

3. Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Soweit die in Absatz 1 Nr. 5 genannten Per- 
sonen von ihrem Recht zur Verweigenmg des 
Zeugnisses über den Inhalt selbst erarbeiteter Un- 
terlagen Gebrauch machen, darf Beweis über Aus- 
sagen, die diese Personen in anderen als strafge- 
richüichen Verfahren gemacht haben, nicht erho- 
ben werden. " 
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Artikel 2 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berhn. 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. 1. Die durch Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 GG gewähr- 
leistete Freiheit der Berichterstattung von 
Presse, Rundfunk und Film hat hohen Rang. 
Sie ist in gleicher Weise wie die Freiheit der 
Meinungsäußerung und die Informationsfrei- 
heit schlechthin konstituierend für die freiheit- 
lich demokratische Gnmdordnimg. Presse-, 
Rimdfimk- und Filmfreiheit gewährleisten den 
in diesen Bereichen tätigen Personen und Un- 
ternehmen nicht nur Freiheit von staatlichem 
Zwang, sondern darüber hinaus wird die insti- 
tutioneile Eigenständigkeit der entsprechen- 
den Einrichtungen gewährleistet. Zur verfas- 
sungsrechtiich verbürgten Freiheit der Bericht- 
erstattung durch Presse, Film und Rundfunk 
gehört auch der Schutz der Informationsbe- 
schaffung und der Vertraulichkeit der Redak- 
tionsarbeit. Es ist staatiichen Stellen nicht ohne 
weiteres möglich, sich Einblick in die Vor- 
gänge zu verschaffen, die zur Entstehung eines 
Presseartikels oder einer Berichterstattung 
durch Rundfimk und Film führen. Deshalb 
werden auch solche Unterlagen, die das Ergeb- 
nis eigener Beobachtungen imd Ermittlungen 
enthalten, vom Schutz des Artikels 5 Abs. 1 
Satz 2 GG umfaßt. 

2. Die Freiheit der Presse und der Berichterstat- 
tung durch Rimdfunk und Film birgt die Mög- 
lichkeit in sich, mit anderen vom Grundgesetz 
geschützten Werten in Konflikt zu geraten. Zu 
diesen Werten gehören die imabweisbaren Be- 
dürfnisse einer wirksamen Strafverfolgung, die 
vom Bimdesverfassungsgericht wiederholt an- 
erkannt worden sind. Das Interesse an einer 
möglichst umfassenden Wahrheitsermittlung 
im Strafverfahren, die Aufklärung von Strafta- 
ten und die Grundsätze eines fairen Strafver- 
fahrens sind als wesentiicher Auftrag eines 
rechtsstaatlichen Gemeinwesens anzusehen. 
Der Erfüllimg dieses Auftrages dient die Straf- 
prozeßordnung, die ein Gesetz im Sinne von 
Artikel 5 Abs. 2 GG darsteUt, durch das die 
Rechte der Presse-, Rimdfunk- und Filmfreiheit 
ihre Schranken finden. Die in diesem Gesetz 
bestimmten Grundrechtsschranken müssen ih- 
rerseits wiederum im Lichte dieser Grund- 
rechtsverbürgungen gesehen werden. Deswe- 
gen bedarf es zur Lösung des Spannungsver- 
hältnisses zwischen den Rechten aus Artikel 5 
Abs. 1 Satz 2 GG imd den sich ebenfalls aus 
dem Grundgesetz ergebenden Bedürfnissen 
einer wirksamen Strafrechtspflege sorgfältiger 
Abwägxmg, ob und inwieweit die Erfüllimg der 
publizistischen Aufgaben einen Vorrang der 
Presse-, Rundfunk- und Filmfreiheit erfordern 
oder diese Rechte ihrerseits an den Interes- 


sen einer wirksamen Strafrechtspflege ihre 
Grenze zu finden haben. Dies zu entscheiden, 
ist in erster Linie Aufgabe des Gesetzgebers 
(BVerfG aaO., S, 75/76). 

II. Nach geltendem Recht beziehen sich das Zeug- 
nisverweigerungsrecht für Presseangehörige und 
das entsprechende Beschlagnahmeverbot nur auf 
die von dritter Seite gemachten Mitteilungen, 
grundsätzlich aber nicht auf selbst erarbeitetes 
Material. In bezug auf derartiges Material hat der 
Gesetzgeber die notwendige Abwägung aller- 
dings nur unvollkommen vorgenommen. Auch 
nach der gegenwärtigen Rechtslage kann sich, 
wie das Bundesverfassungsgericht (aaO. S. 82 f.) 
klargesteUt hat, im EinzelfaU ein Recht des Pres- 
seangehörigen ergeben, selbst erarbeitete Unter- 
lagen nicht zu offenbaren. Dies kann jedoch nicht 
unmittelbar aus einer konkreten Gesetzesvor- 
schrift hergeleitet werden, sondern nur durch ei- 
nen Rückgriff auf Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 GG oder 
auf den Verfassungsgrundsatz der Verhältnismä- 
ßigkeit begründet werden. Schon aus Gründen 
der Rechtsklarheit und der Rechtssicherheit sollte 
aber der Gesetzgeber auch in bezug auf das von 
Presse-, Rundfunk- und Filmangehörigen selbst 
erarbeitete Material einschließlich der insoweit 
gemachten eigenen Wahrnehmungen konkret 
bestimmen, in welchen Fällen dem Geheimhal- 
tungsinteresse von Presse, Rundfunk und Film der 
Vorrang gegenüber den Erfordernissen einer 
funktionstüchtigen Strafrechtspflege gebührt. Die 
Verfassung läßt Raum für eine über die gegen- 
wärtige gesetzhche Regelung hinausgehende Be- 
grenzung von Aussagezwang und Beschlag- 
nahme. 

III. 1. Die durch die geltende Fassung von § 53 Abs. 1 

Nr. 5 StPO verwirklichte Lösung des Span- 
nungsverhältnisses zwischen den Grundrech- 
ten aus Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 GG einerseits 
und den Belangen der Strafrechtspflege ande- 
rerseits kann nicht befriedigen. Die derzeitige 
Gesetzeslage birgt, wie sich in der Vergangen- 
heit wiederholt gezeigt hat, die Gefahr in sich, 
daß die Arbeit von Presse, Hörfunk und Fern- 
sehen durch die Beschlagnahme von selbst er- 
arbeitetem Material unangemessenen und ver- 
meidbaren Beeinträchtigungen ausgesetzt 
wird. Es ist auch nicht ersichtiich, weshalb der 
mit Duldung eines Dritten eigene Recherchen 
durchführende Journalist hinsichtlich seines 
Zeugnisverweigerungsrechtes grundlegend 
anders behandelt werden soll als der Jouma- 
hst, dem die Informationen direkt von der drit- 
ten Person übermittelt werden. Hinzu kommt 
schließhch, daß das Material, das sich im Ge- 
wahrsam der durch Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 GG 
geschützten Personen oder Institutionen befin- 
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pflege unabhängig von der konkreten Straf - 
erwartung Vorrang vor dem Schutz der 
selbst erarbeiteten Unterlagen einzuräu- 
men. Bei sonstigen Straftaten ist dieser Vor- 
rang der Strafrechtspflege unter dem Ge- 
sichtspunkt der Verhältnismäßigkeit nur 
dann erforderlich, wenn im konkreten Ein- 
zelfall eine Freiheitsstrafe von mehr als ei- 
nem Jahr zu erwarten ist. 

Die Ausnahmeregelung soll jedoch nur 
dann gelten, wenn die in Anspruchnahme 
des Presseangehörigen als Zeuge unent- 
behrlich ist, weil anderenfalls die Erfor- 
schung des Sachverhalts oder die Ermitt- 
lung des Aufenthaltsortes des Beschuldig- 
ten aussichtslos oder wesentlich erschwert 
sein würde (Subsidiaritätsgrundsatz). 

Mit der hier vorgeschlagenen Regelung 
wird der vom Bundesverfassungsgericht ge- 
forderten Abwägung zwischen der Presse- 
freiheit und der Freiheit der Rundfunk- und 
Filmberichterstattung einerseits und den 
Belangen einer funktionstüchtigen Straf- 
rechtspflege andererseits in einer gegen- 
über der geltenden Gesetzeslage erheblich 
verbesserten Form Genüge getan. 


det, vielfach das Ergebnis einer Gemengelage 

aus zugetragenen und selbst erarbeiteten In- 
formationen sein wird. 

a) Um diesen Schwierigkeiten zu begegnen 
und Beeinträchtigungen künftig möglichst 
weitgehend zu vermeiden, stellt der Ent- 
wurf das selbst erarbeitete Material ein- 
schließlich der insoweit gemachten eigenen 
Wahrnehmungen im Rahmen des Zeug- 
nisverweigerungsrechts dem von dritter 
Seite übermittelten Material grundsätzlich 
gleich. Der Entwurf zieht damit die Konse- 
quenz aus dem Umstand, daß zur verfas- 
sungsrechtlich verbürgten Freiheit von 
Presse und Rundfunk nicht nur der Schutz 
des Verhältnisses der Vertraulichkeit zwi- 
schen der Presse und ihren Informanten ge- 
hört, sondern der Schutzbereich des Arti- 
kels 5 Abs. 1 Satz 2 GG auch den Schutz der 
Vertraulichkeit der Redaktionsarbeit um- 
faßt (BVerfG aaO. S. 75). 

b) Wie unter 1.2 bereits dargelegt, kann die 
Presse- und Rundfunkfreiheit aus Artikel 5 
Abs. 1 Satz 2 GG nicht schrankenlos ge- 
währleistet werden. Vielmehr sind die Be- 
lange einer funktionstüchtigen Strafrechts- 
pflege, die durch die Einräumung eines 
Zeugnisverweigerungsrechtes und eines 
Beschlagnahmeverbotes berührt werden, in 
angemessener Weise zu berücksichtigen. 
Das bedeutet insbesondere, daß eine gene- 
relle Ausdehnung des unbeschränkten 
Zeugnisverweigerungsrechtes und Be- 
schlagnahmeverbotes, wie es bezüglich des 
von Informanten gelieferten Materials be- 
steht, auf selbst erarbeitetes Material mit 
der Verfassung nicht vereinbar wäre 
(BVerfG aaO., S. 75, 76). Als Ergebnis der 
insoweit gebotenen Abwägung sieht der 
Entwurf vor, daß der Rundfunk- und Pres- 
sefreiheit zwar in weiten Bereichen der Kri- 
minalität der Vorrang vor den Erfordernis- 
sen der Strafrechtspflege gebührt, daß hier- 
von jedoch bei selbst erarbeiteten Unterla- 
gen einschließlich der insoweit gemachten 
eigenen Wahrnehmungen bestimmte Aus- 
nahmen gelten soUen. Es ist vorgesehen, 
daß eine Berechtigung zur Zeugnisverwei- 
gerung nach § 53 Abs. 1 Nr. 5 StPO und die 
damit verbundene Beschlagnahmefreiheit 
nach § 97 Abs. 5 StPO — unabhängig von 
der konkreten Straferwartung — nicht be- 
stehen soUen, wenn es um die Aufklärung 
der im vor geschlagenen § 53 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 1 bis 13 StPO aufgeführten Straftaten 
geht; gleiches gilt nach Nummer 14 bzgl. 
sonstiger Straftaten, wenn im konkreten 
EinzelfaU eine Freiheitsstrafe von mehr als* 
einem Jahr zu erwarten ist. Bei den Katalog- 
taten nach Nr. 1 bis 13 handelt es sich um 
besonders schwerwiegende Verletzungen 
von Individualrechtsgütern sowie um ge- 
meingefährliche und sozialschädliche Straf- 
taten von besonderem Gewicht. Bei solchen 
Straftaten ist es angezeigt, der Strafrechts- 


2. Des weiteren gewährt der Entwurf Personen, 
die bei der Vorbereitung, Herstellung oder 
Verbreitung von Filmberichten berufsmäßig 
mitwirken oder mitgewirkt haben, in gleicher 
Weise ein Zeugnisverweigerungsrecht wie den 
Presse- und Rundfunkmitarbeitern; der Wort- 
laut von Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 GG, der sich 
auch auf die Berichterstattung durch den Film 
erstreckt, gebietet dies. 

3. Schließlich bezieht der Entwurf auch nicht-pe- 
riodische Druckwerke, die der Unterrichtung 
oder Meinungsbildung dienen, in § 53 Abs. 1 
Nr. 5 StPO mit ein. Die journalistische Arbeit 
eines Sachbuchautors erscheint insoweit in 
gleicher Weise schutzbedürftig und -würdig 
wie die eines Zeitungsjournalisten. In diesem 
Zusammenhang ist zu berücksichtigen, daß 
derartige Bücher häufig vorab in periodischen 
Druckwerken veröffentlicht werden, was die 
Fragwürdigkeit einer unterschiedlichen Hand- 
habung bezüglich des Zeugnisverweigerungs- 
rechtes besonders deutlich macht. 

4. Die in § 97 Abs. 5 StPO enthaltene Verweisung 
bewirkt, daß sich die für das Zeugnisverweige- 
rungsrecht vorgesehenen Änderungen auch 
auf das Beschlagnahmeverbot erstrecken. 

5. Die Neuregelung beschränkt sich auf das Straf- 
verfahren. Die Ausdehnung auch auf die ande- 
ren Verfahrensordnungen ist weder verfas- 
sungsrechtlich geboten noch unter dem Ge- 
sichtspunkt eines effektiveren Schutzes des 
Grundrechtes der Pressefreiheit angezeigt; 
dieses Grundrecht ist in der Vergangenheit 
ausschheßhch durch strafprozessuale Maßnah- 
men — insbesondere Beschlagnahmen — tan- 
giert worden. 
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Um eine mögliche Umgehung des nur in der 
Strafprozeßordnung vorgesehenen Zeugnis- 
verweigerungsrechtes bzgl. des selbst erarbei- 
teten Materials zu verhindern, soll in einem 
neuen § 53 Abs. 3 StPO ein entsprechendes 
Beweiserhebungsverbot bzgl. der in anderen 
als strafgerichtlichen Verfahren insoweit ge- 
machten Aussagen geschaffen werden. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 Nr. 1 

Der Kreis der nach § 53 Abs. 1 Nr. 5 StPO zur Zeug- 
nisverweigerung Berechtigten wird auf die mit der 
Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von 
Filmberichten und der journalistischen Buchpresse 
beschäftigten Personen ausgedehnt. Das Zeugnisver- 
weigerungsrecht wird auf selbst erarbeitete Unterla- 
gen (Notizen, Negative, Fotos, etc.) erweitert. 

Im übrigen wird der Wortlaut der geltenden Gesetzes- 
fassung dahin klargestellt, daß das Zeugnis sowohl 
über die Person des Verfassers, Einsenders oder Ge- 
währsmannes von Beiträgen, Unterlagen oder ihnen 
im Hinblick auf ihre Tätigkeit gemachten Mitteilun- 
gen als auch über den Inhalt dieser Beiträge, Unterla- 
gen oder Mitteilungen verweigert werden kann. 

Einer ausdrücklichen Erstreckung des Zeugnisver- 
weigerungsrechtes auf die von Journahsten gemach- 
ten „eigenen Wahrnehmungen" bedarf es nicht; so- 
weit sich das Zeugnis verweigerungsrecht und das 
korrespondierende Beschlagnahmeverbot auf den In- 
halt selbst erarbeiteter Unterlagen erstreckt, erfaßt 
das Zeugnisverweigerungsrecht selbstverständlich 
auch die derartigen Unterlagen zugrundeliegenden 
Wahrnehmungen des Journahsten, ohne daß dies ei- 
ner ausdrückhchen Erwähnung im Gesetz bedarf. 
Eine generelle Einbeziehung „eigener Wahrnehmun- 
gen" würde mangels hinreichend konkreter Abgren- 
zungsmöghchkeit zu den nur zufälligen, nicht zielge- 
richteten Wahrnehmungen die Gefahr einer nicht be- 
absichtigten und nicht gerechtfertigten Ausuferung 
des Zeugnisverweigerungsrechtes in sich bergen. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Berechtigung zur Zeugnisverweigerung und die 
damit korrespondierende Beschlagnahmefreiheit be- 
züghch selbst erarbeiteter Unterlagen und eigener 
Wahrnehmungen entfallen, wenn Gegenstand der 
Untersuchung eine der im vorgeschlagenen § 53 
Abs. 2 Satz 2 StPO katalogisierten Straftaten ist oder 
wenn wegen einer sonstigen Straftat im konkreten 
Einzelfall eine Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr 
zu erwarten ist. Die Verpflichtung zur Aussage und 
die Beschlagnahmemöglichkeit sollen auch insoweit 
bestehen, wenn die Voraussetzungen der neu einzu- 
führenden Subsidiaritätsklausel, die mit demselben 
Wortlaut in § 100 a StPO enthalten ist, gegeben 
sind. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

Um eine mögliche Umgehung der nur für die Strafpro- 
zeßordnung vorgesehenen Erweiterung des Zeugnis- 
verweigerungsrechtes auf selbst erarbeitete Unterla- 
gen — die etwa durch Beiziehung der Akten eines 
Zivilverfahrens, in dem der Journalist über den Inhalt 
eigener Unterlagen ausgesagt hat, denkbar wäre — 
zu verhindern, ist in dem neu geschaffenen § 53 
Abs. 3 StPO ein Beweiserhebungsverbot über ent- 
sprechende, in anderen als straf gerichtlichen Verfah- 
ren gemachte Aussagen verankert. 


Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Gesetzesänderung kann sofort in Kraft treten; 
eines Vorlaufes in der Praxis bedarf es nicht. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Erweiterung des Zeugnisverweigerungsrechtes für Mitarbeiter/-innen von Presse 
und Rundfunk und des entsprechenden Beschlagnahmeverbotes auf selbst 
erarbeitetes Material 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf verfolgt im wesentlichen das Ziel, 
Beeinträchtigungen der Tätigkeit von Presse, Rund- 
funk und Fernsehen zu vermeiden, die als Folge der 
Zugriffsmöghchkeit der Strafverfolgungsbehörden 
auf selbst erarbeitete Unterlagen befürchtet werden. 
Das Zeugnisverweigerungsrecht für Journalisten und 
das daran anknüpfende Beschlagnahme verbot sollen 
deshalb grundsätzlich auf selbst erarbeitetes Material 
erstreckt werden. 

Die Bundesregierung weist demgegenüber auf fol- 
gende Bedenken hin: 

Ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf ist zweifel- 
haft. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Be- 
schluß vom 1. Oktober 1987 (BVerfGE 77, 65 ff.) fest- 
gestellt, daß die gegenwärtige Gesetzeslage weder 
verfassungsrechtlich zu beanstanden noch ein verfas- 
sungsrechtlicher Grund erkennbar ist, der es gebietet, 
Journalisten in bezug auf selbst recherchiertes Mate- 
rial ein Zeugnisverweigerungsrecht zu gewähren. 
Das Bundesverfassungsgericht hat auch keine Bemü- 
hungen des Gesetzgebers um differenziertere Rege- 
lungen angeregt. 

Ein durch den Bundesminister der Justiz beim Max- 
Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht eingeholtes, rechtsvergleichendes Gutach- 
ten kommt zu dem Ergebnis, daß im westeuropäi- 
schen Rechtskreis sowie in den USA keine Vorschrif- 
ten existieren, die einen Impuls für eine Erweiterung 
der Beschlagnahmefreiheit zugunsten selbst recher- 
chierten Materials geben könnten. 

Der Gesetzentwurf, der bei bestimmten Straftaten 
Ausnahmen von dem auf selbst erarbeitetes Material 
erweiterten Zeugnisverweigerungsrecht vorsieht, 
dürfte kaum geeignet sein, die befürchteten Behin- 
derungen der journalistischen Tätigkeit abzubauen. 
So müßten die von Recherchen Betroffenen nach wie 
vor mit einer Veröffentlichung des Materials und da- 
durch mögliche Kenntnisnahme durch Strafverfol- 
gungsbehörden oder einer freiwilligen Herausgabe 
seitens des Journalisten rechnen. Überdies dürfte sich 
in manchen Fällen im Moment des aktuellen Gesche- 
hens für den Betroffenen nur schwer abschätzen las- 
sen, ob die späteren Ermittlungen eine Tat zum Ge- 
genstand haben werden, bei der sich der Journalist 
auf das Recht zur Zeugnisverweigerung berufen 
kann. Das mit dem Entwurf angestrebte Ziel ließe sich 
— wenn überhaupt — nur durch ein generelles Zeug- 
nisverweigerungsrecht erreichen, das jedoch im Hin- 
blick auf die Belange der Wahrheitsfindung im Straf- 
prozeß verfassungsrechtlich bedenklich wäre. 


Demgegenüber lassen sich im Spannungsverhältnis 
zwischen der Presse- und Rundfunkfreiheit eiiierseits 
und den Belangen einer funktionsfähigen Strafrechts- 
pflege andererseits auf der Grundlage der gegenwär- 
tigen Gesetzeslage differenzierte und den verfas- 
sungsrechtlichen Vorgaben entsprechende Ergeb- 
nisse erzielen. Denn eine Begrenzung des Aussage- 
zwangs und der Beschlagnahme kann sich auch unter 
Berücksichtigung des verfassungsrechtlichen Ver- 
hältnismäßigkeitsgrundsatzes unmittelbar aus Arti- 
kel 5 Abs. 1 Satz 2 GG ergeben, wenn in besonders 
gelagerten Fällen nach einer Abwägung der wider- 
streitenden Interessen dem Geheimhaltungsinteresse 
der Presse gegenüber den Erfordernissen der Straf- 
rechtspflege der Vorrang gebührt. 


IL Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Erstreckung des Zeugnisverweigerungsrechts auf 
den Inhalt selbst erarbeiteten Materials kann zu einer 
erheblichen Beschränkung der strafprozessualen Er- 
kenntnismöglichkeiten führen. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat wiederholt die unabweisbaren Be- 
dürfnisse einer wirksamen Strafverfolgung aner- 
kannt, das Interesse an einer möglichst umfassenden 
Wahrheitsermittlung im Strafverfahren betont und die 
Verpflichtung des Gesetzgebers hervorgehoben, zur 
Durchsetzung von Gerechtigkeit den Erfordernissen 
einer an rechtsstaatlichen Garantien ausgerichteten 
Rechtspflege Rechnung zu tragen. Auch der im 
Rechtsstaatsprinzip begründete Anspruch des Be- 
schuldigten auf ein faires, rechtsstaatliches Strafver- 
fahren erfordert grundsätzlich die Möglichkeit einer 
umfassenden Wahrheitsermittlung. Die vorgeschla- 
gene Erweiterung des Zeugnisverweigerungsrechts 
ist nicht nur geeignet, die Erkenntnismöglichkeiten 
der Strafverfolgungsbehörden einzuschränken, son- 
dern könnte auch die Verteidigungsmöglichkeiten 
des Beschuldigten beeinträchtigen. Gerade im Zu- 
sammenhang mit gewalttätigen Demonstrationen 
kann der Zugriff auf umfassendes Erkenntnismaterial 
erforderlich sein. Nach ihrem Selbstverständnis ha- 
ben Rundfunk und Presse auch die Aufgabe, die staat- 
hchen Organe bei ihrer Tätigkeit kritisch zu beobach- 
ten. Deshalb ist das von Presse und Rundfunk recher- 
chierte Material besonders geeignet, ein Gegenge- 
wicht zu den Ermittlungen der Strafverfolgungsbe- 
hörden zu schaffen. 

Das den Journalisten bei einer Erweiterung auf den 
Inhalt selbst erarbeiteten Materials zustehende Zeug- 
nisverweigerungsrecht würde im Ergebnis weit über 
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die Rechte der anderen in § 53 StPO bezeichneten 
Berufsgruppen hinausgehen. Journahsten recher- 
chieren in nahezu allen Bereichen des staatiichen und 
gesellschafthchen Lebens. Durch die vorgeschlagene 
Erweiterung des Zeugnisverweigerungsrechts würde 
sich der Journahst im Ergebnis hinsichthch aller eige- 
nen Wahrnehmungen im Zusammenhang mit seiner 
beruflichen Tätigkeit, die in Bezug zu selbst erarbei- 
tetem Material stehen, auf das Zeugnisverweige- 
rungsrecht berufen können. 

Desweiteren hat sich bisher kein praktisches Bedürf- 
nis für eine Einbeziehung von nicht-periodischen 
Drucksachen und Filmberichten unter den Schutzbe- 
reich des Zeugnisverweigerungsrechts gezeigt. Fälle, 
in denen es zu Spannungen zwischen der Zeugen- 
pflicht eines Buchautors bzw. Filmberichterstatters 
und der Pressefreiheit gekommen wäre, sind bisher 
nicht bekannt geworden. Auf der anderen Seite 
könnte die Einbeziehung jedes Druckwerks und Film- 
berichts zu nicht hinnehmbaren Beeinträchtigungen 
der Strafrechtspflege führen. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Ein Straftatenkatalog im Bereich der Zeugnisverwei- 
gerungsrechte wäre neu und systematisch ein Fremd- 
körper. 

Seine Praktikabilität und Übersichtüchkeit ist frag- 
hch. Er enthält — zwangsläufig — starre Regelungen, 
die aktuellen Bedürfnissen der Strafrechtspflege nicht 
gerecht werden. 

Die Fassung des Ausnahmekataloges dürfte zu eng 
sein. Es fehlen z. B. die Verbrechenstatbestände der 
Geld- und Wertzeichenfälschung (§§ 146, 151, 152 
StGB), des Raubes (§ 249 StGB), der Tatbestand der 
Erpressung (§ 253 StGB) sowie schwerwiegende 
Staatsschutzdelikte . 

Der Katalog verzichtet des weiteren auf die Aufnahme 
von Landfriedensbruchsstraftaten nach §§ 125, 125 a 
StGB, auf die Straftaten der Zerstörung von Bauwer- 
ken bzw. wichtiger Arbeitsmittel (§§ 305, 305a StGB), 
der Brandstiftung (§ 308 StGB) sowie auf die Strafta- 
ten der Störung öffenthcher Betriebe, der Störung von 
Fernmeldeanlagen und der Beschädigung wichtiger 
Anlagen (§§ 316b, 317, 318 StGB). Diese Straftaten 
können nicht von vornherein über die Generalklausel 
des vorgeschlagenen § 53 Abs. 2 Satz 2 Nr. 14 StPO 
einbezogen werden. Dadurch könnte die vom Bun- 


desverfassungsgericht als besonderes Schutzgut be- 
tonte Funktionstüchtigkeit der Strafrechtspflege emp- 
findüch beeinträchtigt werden. Bei den aufgezählten, 
in den vorgeschlagenen Katalog nicht mitaufgenom- 
menen Straftaten handelt es sich zum Teil um Dehkte, 
die im Zusammenhang mit gewalttätigen Demonstra- 
tionen stehen können, deren Geschehensabläufe ge- 
rade mit Hilfe von Pressematerial objektiv nachvollzo- 
gen werden könnten. 

Die in § 53 Abs. 2 Satz 2 Nr. 14 StPO des Gesetzent- 
wurfs vorgesehene, an eine Straferwartung von mehr 
als einem Jahr anknüpfende Generalklausel erscheint 
unter dem Aspekt bedenklich, daß das entsprechende 
Beweismaterial auch dann zur Verfügung stehen 
sollte, wenn bei einer sonst nicht möghchen Aufklä- 
rung einer Straftat eine Bedrohung des allgemeinen 
Rechtsfriedens gegeben wäre. 

Schließhch erscheint die vorgesehene Subsidiaritäts- 
klausel problematisch. Der Öffenthchkeit dürfte 
schwerlich zu vermitteln sein, warum ein staatlicher 
Zugriff auf selbst erarbeitetes Material selbst bei Vor- 
hegen schwerster Straftaten (z. B. Mord) nicht unein- 
geschränkt zulässig sein soll. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

Schheßhch erscheint der Vorschlag eines Beweiserhe- 
bungsverbotes über Aussagen von Journahsten in an- 
deren als strafgerichthchen Verfahren problema- 
tisch. 

Es wäre eine schwerwiegende ZurücksteUung der Be- 
lange einer funktionsfähigen Strafrechtspflege, wenn 
in anderen gerichthchen Verfahren erfolgte Aussagen 
von den Strafverfolgungsbehörden nicht berücksich- 
tigt werden dürften. Durch ein Beweiserhebungsver- 
bot könnte den Strafverfolgungsbehörden und dem 
Beschuldigten erforderhches Erkenntnismaterial 
— auch entlastende Unterlagen — zur umfassenden 
Sachverhaltsaufklärung entzogen werden. Die Ein- 
führung eines Beweiserhebungs Verbotes würde einen 
äußerst sensiblen Bereich berühren, zumal die Straf- 
prozeßordnung bisher ein Beweiserhebungs verbot 
über Aussagen, die in anderen gerichthchen Verfah- 
ren erfolgt sind, nicht kennt. Welche Folgen eine sol- 
che Regelung auf die von Rechtsprechung und 
Schrifttum entwickelte Lehre zu den Beweisverboten 
haben würde, ist nicht abzuschätzen. 
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